
18

Basel-Stadt Donnerstag, 12. November 2020

«Denkmalschutz ist auch Umweltschutz»
Denkmalpfleger Daniel Schneller über den raschen Wandel der Stadt, den Druck auf seine Behörde und die historischen Roche-Bauten.

Interview PatrickMarcolli

Herr Schneller,Themendes
Denkmalschutzeshaben in
Basel in jüngsterZeitwieder
starkanBedeutunggewon-
nen.Warumist das so?
Daniel Schneller:DerGrund liegt

vor allem in der Entwicklung

der Aussenquartiere. Es besteht

ein gewisser Druck auf der be-

stehenden Bausubstanz als Fol-

ge der guten wirtschaftlichen

Situation. Gerade Fondsge-

sellschaften legen ihr Kapital

vermehrt in Immobilien an.

Allerdings istnochkeineeindeu-

tigeStossrichtungerkennbar. Ich

stelle jedoch fest, dass durchaus

ein Sinneswandel stattgefunden

hat und man nicht einfach nur

noch abreisst und neu baut.

Sie erkennenalsokeine
Abriss- undErneuerungsspi-
ralewie zuZeitenderHoch-
konjunktur inden60er- oder
70er-Jahren?
Nein. Ich erkläre mir das Um-

denken vor allem mit der Um-

weltbewegung. Man sieht ein,

dass Denkmalschutz auch Um-

weltschutz ist. Früher ist man

wegen der Ressourcenknapp-

heit und der Tatsache, dass nicht

alle Materialien verfügbar wa-

ren, sorgfältiger und bewusster

umgegangen mit bestehenden

Bauten. Nehmen Sie als Beispiel

das Münster: Nach dem grossen

Erdbeben von 1356 ist es nicht

einfach abgebrochen worden,

sondern es wurde weitergebaut.

Die alten Häuser in der Stadt,

das zeigt unsere Forschung, sind

jeweils organisch weiterentwi-

ckelt worden. Der Wert des Ka-

pitals und dessen, was wir heute

graue Energie nennen, wurde

erkannt. Es gab keine Weg-

werf-Mentalität wie heute.

DenkenSie also, dass auf
dengrossenTransforma-
tionsarealender Stadt auf
dasbaulicheErbeder Indus-
trieRücksicht genommen
wird?
Das lässt sich, zum Beispiel auf

dem Klybeckplus-Areal, noch

nicht klar absehen. Aber wir von

der Denkmalpflege beziehen

diese Überlegungen in unsere

Arbeit längst mit ein. Nehmen

Sie die beiden Gebäude am Blu-

menrain aus den 40er-Jahren,

für die ein Unterschutzstel-

lungsverfahren läuft. Da finden

sich genau diese Ressourcen,

von denen ich gesprochen habe.

AbergeradediesesBeispiel
zeigt doch,wie schwierig
IhreArbeit inBezugaufdie
öffentlicheMeinung ist:Die
zweiGebäude scheinengrau
undunscheinbar.
Ja, die Vermittlung ist ein wich-

tiger Teil unserer Aufgabe. Der

Blumenrain wurde damals im

Sinn einer Stadterweiterung der

Moderne umgestaltet, was man

an diesen Gebäuden gut ablesen

kann. In diesem Fall und gene-

rell müssen wir der Öffentlich-

keit die Bedeutung von Gebäu-

den vermitteln, die noch nicht

als schützenswert betrachtet

werden. Das ist nicht immer

leicht.

Wärees Ihnen lieber, die
Stadtwürde sichetwas
langsamer entwickeln?

Tatsächlich habe ich ganz am

Anfang meiner Tätigkeit die Be-

fürchtung geäussert, es gehe zu

rasch. Zumindest müssten wir

bei diesem Tempo über genü-

gend Ressourcen verfügen, um

die öffentlichen Interessen ein-

bringen zu können. Kantons-

baumeister Beat Aeberhard hat

einen entsprechenden Antrag

gestellt, um bei der Begleitung

der Areal-Entwicklung in der

Planung und auch der Denkmal-

pflege besser aufgestellt zu sein.

Uns wird eine temporäre Teil-

zeitstelle dafür in Aussicht ge-

stellt, was immerhin eine Ent-

lastung bringen könnte, aber

natürlich nicht ganz genügt aus

unserer Sicht. Zudem muss die-

se Stelle in der Budget-Beratung

des Grossen Rats im Januar erst

noch bewilligt werden.

Geradepolitisch ist Ihre
Arbeit durchausumstritten.
DievomParlamentbeschlos-
seneTeil-Entmachtungder
Stadtbildkommissionzeigt,
dass linkewie rechteKreise
sichgegen Interventionen,
die städtebaulicheErneue-
rungbehindernkönnten,
starkwehren. SpürenSiebei
derDenkmalpflegediesen
Gegenwind?
Was ich vor allem bemerke, ist

die Unterstützung für unsere

Anliegen in der Bevölkerung. In

jüngster Vergangenheit wurden

beispielsweise vier Petitionen

zum Erhalt von historischen

Bauten eingereicht: zwei für die

Elsässerstrasse, eine für die

Mattenstrasse und eine für das

«La Torre» auf dem Bruderholz.

IhreUnterstützer beklagen
auch, dassdieDenkmalpfle-
ge, geradewasdie Inventari-
sierungvonGebäudenan-
geht, personell nicht gut
dotiert ist.Willman Ihre
Dienststelle etwazuTode
sparen?
Diesen Eindruck habe ich nicht.

Die Kantonale Denkmalpflege

hat seit Jahrzehnten in etwa die

gleichen Ressourcen zur Verfü-

gung. Dass wir uns damit an die

jeweiligen Anforderungen der

Zeit anpassen und verändern

müssen, hat die Regierung er-

kannt. So unterstützt sie das

Projekt der partizipativen Inven-

tarisierung. Das heisst: Die

Quartierbevölkerung kann dort,

wo unsere Arbeit nicht abge-

schlossen ist, mitsprechen und

Vorschläge machen. Das ist im

Sinn der verstärkten kulturellen

Teilhabe ein innovativer und

neuer Ansatz. Auch hier steht

noch die Zustimmung des Par-

laments aus.

ImFokus stehtderzeit auch
derKampfumdenErhalt
vonhistorischenGebäuden
desPharmakonzernsRoche.
Zahlreiche IhrerAmtskolle-
genausanderenKantonen
beteiligen sichöffentlichan
derDiskussionundsprechen
sich fürdenErhalt aus – Ih-
nen jedoch sinddieHände
gebunden. Ist das schwierig
auszuhalten?
Uns sind die Hände nicht gebun-

den. Wir verhandeln ja mit der

Roche und können die öffentli-

chen Interessen des Denkmal-

schutzes frei, ungehindert und

unzensiert einbringen. Es geht

dabei neben der Schutzwürdig-

keit auch um die Schutzfähig-

keit, das sind komplexe Frage-

stellungen. Da wir nach wie vor

im Verhandlungsstatus sind,

kann und darf ich keine Details

preisgeben.

EinArgument fürdenErhalt
derRoche-Gebäudebetrifft
ja auchdie von Ihnener-
wähnteFragedesUmwelt-
schutzesundderGrauen
Energie. Ist dasbeiRoche
überhaupt einThema?
Ja, auch das ist Teil der Verhand-

lungen. Ich stelle bei der Roche

auch diesbezüglich eine grosse

Ernsthaftigkeit fest.

AbergegendenWillendes
Pharmariesen lässt sich
sowiesonichts beschliessen
indieser Stadt.
Letztlichmussdie Regierung die

öffentlichen und privaten Inter-

essen gegeneinander abwägen

und entscheiden.

Denkmalpfleger Daniel Schneller sieht sich durch die Bevölkerung gestützt. Bild: Kenneth Nars (11.11.2020)

«Esgab früher
keine
Wegwerf-
Mentalität
wieheute.»

Daniel Schneller
Basler Denkmalpfleger

40 Millionen für Kulturveranstalter
Basel-Stadt erweitert die Ausfallentschädigungen. Neu auch für Musiklabels oder Galerien.

Mit Ausfallentschädigungen

können Kulturveranstalterinnen

und Kulturveranstalter ihre Ver-

luste wegen der Coronakrise ab-

federn. In Basel stehen für die

Periode März bis Oktober 2020

15 Millionen Franken vom Kan-

ton und 15 Millionen vom Bund

zur Verfügung. Der Basler Re-

gierungsrat hat diese Summe

nun aufgestockt. Er stellt aus

dem Krisenfonds weitere fünf

Millionen zur Verfügung, er-

gänzt werden diese mit fünf Mil-

lionen aus der Bundeskasse. So-

mit stehen bis Ende des Jahres

2021 insgesamt 40 Millionen

Franken zur Verfügung.

Bis zum 20. September wurden

bereits 460 Anträge bearbeitet

und knapp acht Millionen ge-

sprochen. Weitere 126 Anträge

werden bis Ende Jahr behandelt.

Welchen Kriterien die Gesuche

entsprechen müssen, hat die bz

in der Ausgabe vom 9. Novem-

ber beschrieben.

DerGeltungsbereich
wirdausgeweitet

Im Einklang mit anderen Kanto-

nen weitet der Regierungsrat

den Geltungsbereich aus. Künf-

tig sind auch Musiklabels, Lite-

raturverlage sowie Vermitt-

lungsprojekte von Kunstgale-

rien, Buchhandlungen und

Bibliotheken antragsberechtigt.

Zudem werden neu auch Unter-

stützungsbeiträge an Transfor-

mationsprojekte gesprochen.

Investition fürneue
Umstrukturierungen

Gemeint sind damit Projekte,

mit denen Kulturunternehmen

eine Anpassung an die durch

Corona veränderten Verhältnis-

se bezwecken. Beispielsweise

die Planung einer strukturellen

Neuausrichtung oder Konzepte

zur Publikumsgewinnung. Die

Finanzhilfe für Transforma-

tionsprojekte decken höchstens

60 Prozent der Aufwände bis zu

einer Obergrenze von maximal

300 000 Franken pro Kultur-

unternehmen.

Nach Auskunft von Katrin

Grögel, Co-Leiterin Abteilung

Kultur Basel-Stadt, kann heute

noch keine Aussage dazu ge-

macht werden, ob die Gesamt-

summevon40Millionenreichen

wird, um Kulturveranstalter im

nötigenUmfangzuunterstützen.

Das liege an den Unabwägbar-

keitenderPandemieunddernö-

tigenMassnahmendagegen.Al-

lenfalls müsste die Lage im Lau-

fe des kommenden Jahres neu

beurteilt werden. (bal)

SP fordert mehr Sicherheit
für LGBTIQ+-Personen
Interpellation Nachdem kürz-

lich ein schwules Paar in einer

Basler Bar angegriffen wurde

(die bz berichtete), fordert die

Politik nun mehr Sicherheit für

LGBTIQ+-Personen. In der da-

zugehörigen Interpellation der

SP-Grossrätin Nicole Amacher

heisst es, dass diese Gruppen

von Personen wegen ihrer se-

xuellen Orientierung noch im-

mer Gewalt und Diskriminie-

rung ausgesetzt seien. Ausser-

dem soll auch bei der örtlichen

Polizei Sensibilisierungsbedarf

herrschen. Kantone wie Fri-

bourg und Zürich bieten bereits

polizeiliche Schulungen in diese

Richtung an. Schon letztes Jahr

hat SP-Grossrätin Sarah Wyss

einesolcheSchulungzusammen

mit einer kantonalen statisti-

schen Erfassung von

LGBTIQ+-feindlichen Hassver-

brechen, gefordert. Laut Inter-

pellation wird mit der Bearbei-

tung jedoch noch gewartet, bis

der Bundesrat ein Postulat von

Nationalrat Mathias Reynard

beantwortet. Als unverständlich

deklariert Amacher dieses Zu-

warten. Ausserdem prangert sie

an, dass das Thema um die Si-

cherheit der LGBTIQ+-Perso-

nen in der hiesigen Politik keine

Priorität sei. Die kürzliche Atta-

cke in der «Joggeli-Lounge» ste-

he exemplarisch dafür. (dgo)
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Mit
fremden
Federn
EstherKeller (GLP) hat ein überparteiliches

Komitee formiert.Damit surft sie im

Windschatten ihrerGegnerinnenundGegner.

Benjamin Rosch

Gingen die Basler Regierungs-

wahlen den gewohnten Gang,

dannhätteEstherKeller einPro-

blem. Als Grünliberale wäre sie

im ersten Wahlgang eine Op-

tion, im zweiten nur noch zwi-

schendenFrontenvon linksund

rechts.DamitdrohteKeller,was

schonandereMitte-Kandidatin-

nen und -Kandidaten ohne

Bündnispartner erlitten: Schiff-

bruch.

DerAbsturzder – ausgerech-

net – grünen Regierungspräs

identin Elisabeth Ackermann

eröffnet Wahlarithmetikern je-

doch eine ganze Reihe von

möglichenAusgängendes zwei-

tenUrnengangs. Umso heftiger

streiten die Politiker und Politi-

kerinnen derzeit darüber, wer

das Volk in den nächsten vier

Jahren vertreten darf.

Just im zunehmend gehäs-

sigeren Blockkampf zwischen

Rot-GrünundBürgerlichenprä-

sentierte sich am Montag

ein«überparteilichesKomitee».

Roland Stark, Tino Krattiger,

OttoSchmid,MarkusRitter und

noch eine ganze Reihe anderer

einst einflussreicher Politiker

werben für Keller, vulgo: Testi-

monialkampagne. Die einfache

Botschaft lautete,mitKeller eta-

bliere sich eine Mitte in den

ideologischenGrabenkämpfen.

LinkewählenKeller –dieSchlag-

zeilebrach sichdurch«Bajour»,

BAZ und bz Bahn.

Am Dienstag hat die lose

Gruppe begonnen, auf sozialen

Netzwerken zu werben. Auf

einerGrafikpräsentiert sichKel-

ler als Zünglein an der Waage.

Sie tritt allerdings nicht alleine

auf: Das Komitee bewirbt auch

gleich Kaspar Sutter von der SP

undStephanieEymann. Soweit,

so unspektakulär, schliesslich

stehen Wahlempfehlungen ja

eigentlich allen frei.

Werbung in (un)eigener
Sache
Was bis jetzt nicht transparent

war: dass die GLP-Kandidatin

Keller selber hinter diesem

«überparteilichen Komitee»

steckt. Der Redaktion liegt eine

Mail vor, in welchem alt Gross-

ratspräsidentMarkus Ritter be-

schreibt, er sei vonKeller für ein

Komitee angefragt worden und

bitteumweitereUnterstützung.

Damit hat das Ganze weniger

den Eindruck einer Wahlemp-

fehlung, als ganz profane Wer-

bung. Allerdings hat Keller we-

der Stephanie Eymann noch

Kaspar Sutter angefragt, ob sie

mit ihnenwerben darf.

LDP-PräsidentinPatriciavon

Falkenstein stösst dies sauer

auf.«MichärgertdasVorgehen»,

sagt sie.«Wirunterstützendiese

Kombination sicher nicht.» SP-

PräsidentPascalPfister gibt sich

derweilgemässigter:«Unsfreut,

dass Esther Keller Kaspar Sutter

zurWahl empfiehlt.» Allerdings

sei Sutter «nicht Teil dieses Ko-

mitees», sagt Pfister und ver-

weistaufBasta-KandidatinHeidi

Mück.

Auf Anfrage sagt Keller, die

Idee sei vonaussenan sieheran-

getragen worden. «Mich haben

viele Leute angesprochen, die

sagten, sie würden gerne mich

und beispielsweise Stephanie

Eymannwählen», sagt sie.Die-

sem Wunsch habe sie mit dem

Komitee entsprochen und an-

schliessend ihreKontakte ange-

schrieben.

Abtrünnigeunter
denAbtrünnigen
Wie lose das Komitee ist, zeigt

sich auch an der Diskussion

darüber, wie die Unterzeichner

nun zu stimmen hätten. Floss-

kapitänTinoKrattiger etwagibt

an, eigentlich auch Baschi Dürr

zu unterstützen, der allerdings

neben dem Ticket keinen Platz

fände. Otto Schmid äusserte

sich dahin gehend, dass er nie

einem Komitee beigetreten sei

und wie Komiteekollege -minu

liess er offen, ob er Kaspar Sut-

ter unterstützt.

Mitinitiator Roland Stark

räumt ein: «Es ist zeitweise et-

was unübersichtlich geworden.

Es gibt halt in der Politik wie im

richtigen Leben Linke, Rechte

undVerwirrte.»KeinerderMit-

unterzeichner hätte aber seine

Meinung inzwischen grund-

legend geändert, «auch wenn

viel Druck gemacht wird», sagt

Stark unbestimmt. Mit der Na-

mensgebung sei er inzwischen

nichtmehrganz zufrieden:«Ko-

mitee ist vielleicht ein etwasun-

glücklich gewähltes Wort. Wir

beschränken uns auf Face-

book-Aktivitäten.»

Esther Keller (GLP) hofft, nicht zwischen die Blöcke zu geraten. Bild: Roland Schmid (25.10.2020)

Ein bisschen von allen: Kellers

Komitee. Bild: Screenshot/Facebook

Abschlussreisen: Der Kluge
darf nicht mehr im Fluge
Rot-Grün setzt sich bei der Umweltfrage durch.

DerGrosseRathateinePetition

vonSchülerinnenundSchülern,

die ein Flugverbot fürMaturrei-

sen fordern, zur Berichterstat-

tung an die Regierung überwie-

sen. Die bürgerlichen Parteien,

die den Schulklassen die Ent-

scheidungsbefugnis nicht neh-

menwollten, unterlagen knapp.

DieAbstimmungvomMittwoch

fiel nach einer längeren und in-

tensiv geführtenDebattemit 45

gegen 44 Stimmen knapp aus.

Die Regierung muss nun gegen

ihrenWilleneinenabschliessen-

den Bericht zur Forderung der

Petition verfassen.

Erziehungsdirektor Conra-

din Cramer (LDP) bezeichnete

die Petition als inhaltlich über-

holt. Dies, weil das Parlament

Ende2019einer SP-Motion fol-

gend Staatsangestellten ge-

schäftlicheFlugreisenüber eine

Streckevonunter 1000Kilome-

ternuntersagthatte.Diesbetref-

fe auchLehrerinnenundLehrer,

womit eine begleitete Schulrei-

se mit dem Flugzeug faktisch

jetzt schon nicht mehr möglich

sei, wenn der Lehrer oder die

Lehrerin nicht mit dem Zug

nachreisen wolle. Gleichzeitig

konnte sich Cramer einen Sei-

tenhieb Richtung Linke nicht

verkneifen:«Sie fordernStimm-

und Wahlrecht ab 16, aber hier

haben sie kein Vertrauen in die

Jugend.»

Linkegewinnendie
Grundsatzdebatte
Die Debatte drehte sich in der

FolgeumdasPrinzipder Selbst-

bestimmungsbefugnis und

-fähigkeit vonSchülerinnenund

Schülern, die vor ihrer Ab-

schlussreise stehen.DieBürger-

lichen wollten diese durch ein

grundsätzliches Verbot nicht

untergraben.«Die jungenMen-

schensindmündigundvernünf-

tig. Da braucht es keine neuen

und überflüssigen Gesetze»,

sagte RenéHäfliger (LDP).

Die rot-grüne Seite dagegen

gewichtete das grundsätzliche

GebotdesKlimaschutzeshöher.

SP-Grossrätin Sasha Mazzotti

kritisierte vor allemdie Zurück-

haltungvonErziehungsdirektor

Cramer: Angenommen es wür-

de eine Petition eingereicht für

den Verkauf von Alkohol in der

Schulmensa, würde das Erzieh-

ungsdepartement wohl auch

nicht anregen, dass die Schüle-

rinnen und Schüler das ausdis-

kutierensollen.«Manwürdemit

einem klaren Nein reagieren.»

Auch Basta-Grossrätin Tonja

Zürcher, welche der Petitions-

kommission vorsteht, meinte:

«Es ist unsinnig, ein Verbot für

Lehrpersonen zu erlassen und

gleichzeitig den Schülern parti-

zipativ den Entscheid zu über-

lassen, ob sie nicht doch eine

Ausnahmemachenwollen.»

Jonas Hoskyn

Das Thema Wohnen bleibt ein
politischer Dauerbrenner
Stadtentwicklung Der Grosse

Rathatdie Initiative«Basel baut

Zukunft»,dieaufEntwicklungs-

arealeneinen50-Prozent-Anteil

an Wohnungen in Kostenmiete

oder nach einem gemeinnützi-

gen Modell vorschreiben will,

für gültig erklärt. DerRat folgte

damit dem Antrag der Regie-

rungundübertrug ihrdie Initia-

tive zur Berichterstattung.

Die CVP und die LDP stell-

ten die rechtliche Zulässigkeit

der Initiative inderGrossratsde-

battevomMittwoch inFrage. Sie

beinhalte einen unverhältnis-

mässigen Eingriff in die Eigen-

tumsrechte, sagtedieCVP-Spre-

cherin. Man könne Investoren

nicht Grundstücke kaufen las-

sen und den Handlungsspiel-

raum imNachhinein einschrän-

ken.NachgegenwärtigemStand

ist ein Anteil von 30 Prozent an

gemeinnützigemWohnungsbau

vorgeschrieben.

Die Sprecher der SPunddes

Grünen Bündnisses sahen die

rechtliche Zulässigkeit auch in

ihrerRolle alsMitinitiantenklar

als gegebenan.Einvorgeschrie-

benes Kostenmietmodell sei

kein radikaler Eingriff in die

Eigentumsrechte, sagten sie. Sie

warfen den Skeptikern vor, ihre

inhaltliche Ablehnung der For-

derungen als rechtliche Unzu-

lässigkeit zu verklausulieren.

Das sei «schlechter Stil» und

eineMissachtungderVolksrech-

te, sagte der SP-Sprecher.

Auch die Sprecher der SVP

und FDP bezeichneten die Ini-

tiativeals rechtlich zulässig.Das

führte zu einer komfortablen

Mehrheit von65zu24Stimmen

bei 3Enthaltungen fürdie recht-

licheZulässigkeitserklärungder

Initiative, die schliesslich still-

schweigend der Regierung zur

Berichterstattung überwiesen

wurde.

Wohnschutzinitiative:
Debattewurdeverschoben
Die Debatte über die zweite

WohnschutzinitiativedesBasler

Mieterinnen- und Mieterver-

bands ist auf dieDezember-Sit-

zung verschoben worden. Der

GrosseRathat einemAntragder

bürgerlichen Parteien und der

SP, dasTraktandumvonder ak-

tuellenListe abzusetzen,mit 79

zu 11 Stimmen bei 3 Enthaltun-

gen zugestimmt. Dagegen war

dasGrüneBündnis.AlsBegrün-

dung gaben die Antragssteller

an, dass zuerst dieAbstimmung

überdasReferendumgegendie

Umsetzung der ersten Wohn-

schutzinitiative imWohnraum-

fördergesetz vom29.November

abgewartet werden solle, bevor

über einen neuen Umsetzungs-

vorschlagdiskutiertwerde. (sda)

«Sie fordern
Stimm-und
Wahlrechtab
16.Aberhier
habensiekein
Vertrauen in
die Jugend.»
ConradinCramer
Erziehungsdirektor

Grosser Rat
ÖffentlichesParkieren für
SUVssoll teurerwerden

Je grösserdasAuto, desto teurer

soll künftig die Parkkarte wer-

den. Das Basler Parlament hat

einen SP-Vorstoss für gestaf-

felte Parkkartengebühren gut-

geheissen. Dies soll auch als

Anreiz für die Anschaffung und

Gebrauch kleinerer Autos die-

nen. Die Gegner befürchten

mehr Bürokratie durch die

Regelung. (sda)

Joggeli-Arealwird
umgestaltet

DerGrosseRathatamMittwoch

einstimmig einen Kredit von

3,5 Millionen Franken für die

Neugestaltung der Umgebung

des Gartenbads St.Jakob und

derSt.Jakobshallebewilligt.Das

Besondere an dem Areal ist,

dass es sich um Baselbieter be-

ziehungsweiseMünchensteiner

Boden handelt, die Bauten und

dieSportanlagenaberEigentum

der Stadt Basel sind. (sda)

Unterstützung für die
Marktfahrer

SchaustellernundMarktfahrern

sollen fürdieHerbstmesse2021

die Gebühren erlassen werden.

DieseForderungder SVPunter-

stützte gesterndasBaslerParla-

ment. Damit soll das «Kultur-

gut»HerbstmesseamLebener-

haltenwerden. (sda)

sedlig
Schreibmaschinentext
bz, 12.11.2020
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